
Liebe Mitarbeiter:innen, liebe Bewerber:innen, 

 

gemäß den Vorgaben Art. 13 der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), i. V. m. § 11 Da-

tenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen (DSG NRW), Art. 14 DSGVO i. V. m. § 11 DSG NRW 

und § 14 DSG NRW i. V. m. Art. 21 DSGVO informieren wir Sie hiermit über die Verarbeitung 

der über Sie erhobenen personenbezogenen Daten sowie Ihre diesbezüglichen datenschutz-

rechtlichen Rechte. Um zu gewährleisten, dass Sie in vollem Umfang über die Verarbeitung 

Ihrer personenbezogenen Daten im Rahmen der Begründung, Durchführung sowie Beendi-

gung des Beschäftigungsverhältnisses informiert sind, nehmen Sie bitte nachstehende Infor-

mationen zur Kenntnis. 

1. VERANTWORTLICHE STELLE IM SINNE DES DATENSCHUTZRECHTS 

Universität Bonn 
Fachbereichsmanagement Rechtswissenschaft 
Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät 
Fachbereich Rechtswissenschaft 
Anschrift: Adenauerallee 24 – 42 
53113 Bonn 
E-Mail: studienkoordination@jura.uni-bonn.de 
 

2. KONTAKTDATEN UNSERES DATENSCHUTZBEAUFTRAGTEN 

Behördlicher Datenschutzbeauftragter: 
Dr. Jörg Hartmann 
Genscherallee 3 
53113 Bonn 
Email: joerg.hartmann@uni-bonn.de 

Vertreter: 
Eckhard Wesemann 
Dezernat 1, Abt. 1.0 
Regina-Pacis-Weg 3 
53113 Bonn 
Email: wesemann@verwaltung.uni-bonn.de 

3. ERHEBUNG UND SPEICHERUNG PERSONENBEZOGENER DATEN SOWIE ART UND 

ZWECK UND DEREN VERWENDUNG 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten im Einklang mit den Bestimmungen der euro-

päischen DSGVO sowie dem DSG NRW, soweit diese für das Beschäftigungsverhältnis bzw. 

dessen Begründung erforderlich sind. Rechtsgrundlage ist dabei Art. 88 DSGVO i. V. m. § 18 

DSG NRW sowie ggf. Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO zur Anbahnung oder Durchführung von Ver-

tragsverhältnissen. 

 

Weiterhin können wir personenbezogene Daten von Ihnen verarbeiten, sofern dies zur Abwehr 

von geltend gemachten Rechtsansprüchen aus dem Beschäftigungsverhältnis gegen uns er-

forderlich ist (Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO) Rechtsgrundlage ist dabei § 3 Abs. 1 DSG NRW 

sowie ggf. § 9 DSG NRW. Das berechtigte Interesse ist beispielsweise eine Beweispflicht im 

Rahmen rechtlicher Verfahren. Erteilen Sie uns eine ausdrückliche Einwilligung zur Verarbei-

tung von personenbezogenen Daten für bestimmte Zwecke, ist die Rechtmäßigkeit dieser Ver-

arbeitung auf Basis Ihrer Einwilligung nach Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO gegeben. Eine erteilte 

Einwilligung kann jederzeit, mit Wirkung für die Zukunft, widerrufen werden (s. Ziffer 5 dieser 

Datenschutzinformation). 
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Wir verarbeiten nur solche Daten, die im Zusammenhang mit Ihrem Beschäftigungsverhältnis 

oder dessen Anbahnung stehen. Dies können allgemeine Daten zu Ihrer Person (Name, An-

schrift, Kontaktdaten etc.), Angaben zu Ihrer beruflichen Qualifikation und Schulausbildung, 

Angaben zur beruflichen Weiterbildung sowie ggf. weitere Daten sein, die zur Erfüllung von 

vertraglichen sowie buchhalterischen und steuerlichen Pflichten (Bankverbindung, Kranken-

versicherung, Sozialversicherung, Steuerdaten etc.) erforderlich sind. 

 

Die von Ihnen bereits im Rahmen eines Bewerbungsverfahrens bereitgestellten personenbe-

zogenen Daten dürfen wir gemäß Art. 88 DSGVO i. V. m. § 18 DSG NRW für Zwecke des 

Beschäftigungsverhältnisses weiterverarbeiten, soweit dies für den Beginn, die Durchführung 

oder die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses oder zur Ausübung oder Erfüllung der 

sich aus einem Gesetz oder einem Tarifvertrag, einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung (Kol-

lektivvereinbarung) ergebenden Rechte und Pflichten der Interessenvertretung der Beschäf-

tigten erforderlich ist. 

 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten solange dies für die Begründung, Durchfüh-

rung oder Abwicklung des Beschäftigungsverhältnisses oder zur Ausübung bzw. Erfüllung der 

sich aus dem Beschäftigungsvertrag ergebenden Rechte und Pflichten oder zur Ausübung 

bzw. Erfüllung der sich aus einem Gesetz oder einem Tarifvertrag, einer Betriebs- oder 

Dienstvereinbarung (Kollektivvereinbarung) ergebenden Rechte und Pflichten der Interessen-

vertretung der Beschäftigten erforderlich ist. 

 

Darüber hinaus unterliegen wir verschiedenen Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten, 

die sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch (HGB) und der Abgabenordnung (AO) 

ergeben. Die dort vorgeschriebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen 

zwei bis zehn Jahre. 

 

Schließlich richtet sich die Speicherdauer auch nach den gesetzlichen Verjährungsfristen, die 

z. B. nach den §§ 195 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in der Regel drei Jahre, in 

gewissen Fällen aber auch bis zu dreißig Jahre betragen können. 

 

Wir geben Ihre personenbezogenen Daten innerhalb der Universität Bonn ausschließlich an 

die Bereiche und Personen weiter, die diese Daten zur Erfüllung der vertraglichen und gesetz-

lichen Pflichten bzw. zur Umsetzung unseres berechtigten Interesses benötigen.  

 

Eine Übermittlung in ein Drittland ist nicht beabsichtigt. 

 

4. DAUER DER DATENSPEICHERUNG 

 

Wir speichern Ihre personenbezogenen Daten solange dies für die Entscheidung über Ihre 
Bewerbung erforderlich ist. Ihre personenbezogenen Daten bzw. Bewerbungsunterlagen wer-
den maximal sechs Monate nach Beendigung des Bewerbungsverfahrens (z. B. der Bekannt-
gabe der Absageentscheidung) gelöscht, sofern nicht eine längere Speicherung rechtlich er-
forderlich oder zulässig ist. Wir speichern Ihre personenbezogenen Daten darüber hinaus nur, 
soweit dies gesetzlich oder im konkreten Fall zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidi-
gung von Rechtsansprüchen für die Dauer eines Rechtsstreits erforderlich ist. Für den Fall, 
dass Sie einer längeren Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten zugestimmt haben, 
speichern wir diese nach Maßgabe Ihrer Einwilligungserklärung.  
 
Gegebenenfalls erhalten Sie im Anschluss an das Bewerbungsverfahren eine Einladung zur 
Aufnahme in unseren Bewerber:innenpool. Dies erlaubt uns, Sie auch in Zukunft bei passen-



den Vakanzen bei unserer Bewerber:innenauswahl zu berücksichtigen. Liegt uns eine ent-
sprechende Einwilligung Ihrerseits vor, werden wir Ihre Bewerbungsdaten nach Maßgabe Ihrer 
Einwilligung bzw. ggf. zukünftigen Einwilligungen in unserem Bewerber:innenpool speichern. 
 
Kommt es im Anschluss an das Bewerbungsverfahren zu einem Beschäftigungsverhältnis 
werden Ihre Daten, soweit erforderlich und zulässig, zunächst weiterhin gespeichert und an-
schließend in die Personalakte überführt.  
 

5. BETROFFENENRECHTE 

 

Sie haben das Recht, 
 
• sofern Sie eine Einwilligung gegeben haben, gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre Einwilligung 
jederzeit gegenüber der o.g. verantwortlichen Stelle zu widerrufen. Dies hat zur Folge, dass 
die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortge-
führt werden darf; 
 
• gemäß § 12 DSG NRW i. V. m. Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von der o.g. verantwortli-
chen Stelle verarbeiteten personenbezogenen Daten zu verlangen. Insbesondere können Sie 
Auskunft über 
 

- die Verarbeitungszwecke, 
- die Kategorie der personenbezogenen Daten, 
- die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen Ihre Daten offengelegt wurden oder 

werden, 
- die geplante Speicherdauer oder, falls konkrete Angaben hierzu nicht möglich sind, 

Kriterien für die Festlegung der Speicherdauer, 
- das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbei-

tung oder Widerspruch, 
- das Bestehen eines Beschwerderechts, 
- die Herkunft ihrer Daten, sofern diese nicht von der o.g. verantwortlichen Stelle erho-

ben wurden, 
- sowie über das etwaige Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung ein-

schließlich Profiling und ggf. aussagekräftige Informationen zu deren Einzelheiten ver-
langen; 

 
• gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung Ih-
rer bei der o.g. verantwortlichen Stelle gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlan-
gen; 
 
• gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei der o.g. verantwortlichen Stelle gespeicherten 
personenbezogenen Daten zu verlangen. Dies gilt nicht, wenn 
 

- für die Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und 
Information, 

- zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, der der Verantwortliche unterliegt, 
- aus Gründen des öffentlichen Interesses, 
- zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder 
- für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder histo-

rische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gem. Art. 89 Abs. 1 
DSGVO, soweit die Löschung der Daten voraussichtlich die Ziele dieser Verarbei-
tung unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt, die weitere Speicherung der 
Daten erforderlich ist; 

 



• gemäß Art. 18 DSGVO unter den dort genannten Voraussetzungen die Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen; 
 
• gemäß Art. 20 DSGVO unter den dort genannten Voraussetzungen Ihre personenbezogenen 
Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und maschinenles-
baren Format zu erhalten oder die Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlan-
gen sowie 
 
• sich gemäß § 29 DSG NRW i. V. m Art. 77 DSGVO unbeschadet eines anderweitigen ver-
waltungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs bei einer Aufsichtsbehörde zu beschwe-
ren. Die zuständige Aufsichtsbehörde lautet: Landesbeauftragte für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit Nordrhein-Westfalen, Postfach 20 04 44, 40102 Düsseldorf. 
 

Widerspruchsrecht 

 
Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß § 
3 Abs. 1 DSG NRW i. V. m. Art. 6 Abs.1 S. 1 lit. e DS-GVO verarbeitet werden, haben Sie das 
Recht, gemäß § 14 DSG NRW i. V. m. Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, soweit dafür Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer 
besonderen Situation ergeben. Möchten Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, 
genügt eine E-Mail an die oben genannte verantwortliche Stelle. 
 

6. ERFORDERLICHKEIT DER BEREITSTELLUNG PERSONENBEZOGENER DATEN 

 

Die Bereitstellung personenbezogener Daten im Rahmen des Abschlusses eines Beschäfti-

gungsverhältnisses ist weder gesetzlich noch vertraglich vorgeschrieben. Sie sind somit nicht 

verpflichtet, Angaben zu Ihren personenbezogenen Daten zu machen. Bitte beachten Sie je-

doch, dass diese für den Abschluss eines Beschäftigungsverhältnisses (Arbeitsvertrag) mit 

uns erforderlich sind. Soweit Sie uns keine personenbezogenen Daten beim Abschluss des 

Beschäftigungsverhältnisses bereitstellen, können wir kein wirksames Beschäftigungsverhält-

nis mit Ihnen schließen. Wir empfehlen, nur solche personenbezogenen Daten anzugeben, 

die für die Aufnahme und Durchführung des Beschäftigungsverhältnisses erforderlich sind. 

 

7. AUTOMATISIERTE ENTSCHEIDUNGSFINDUNG 

 

Da die Entscheidung über Ihr Beschäftigungsverhältnis nicht ausschließlich auf einer automa-

tisierten Verarbeitung beruht, findet keine automatisierte Entscheidung im Einzelfall im Sinne 

des Art. 22 DSGVO statt. 


